
Selbstdarstellung und Positionierung von
Kandidatinnen und Kandidaten zur Bundestagswahl
2017 in Google-Infoboxen

Kay Hinz / Sebastian Sünkler / Dirk Lewandowski

Wer im Vorfeld der Bundestagswahl 2017 bei Google nach Namen von Kandidatinnen und
Kandidaten suchte, dem wurden auf den Ergebnisseiten neben den regulären Ergebnissen
erstmals Infoboxen mit Basisdaten zur gesuchten Person angezeigt. Diese Infoboxen konnten
Kandidatinnen und Kandidaten mit Inhalten füllen, um politische Standpunkte zu benennen.
Für deren öffentliche Wahrnehmung hat dieser neue Kanal der Wahlkampfkommunikation
eine starke Relevanz, da die Google-Suche häufig die erste Informationsquelle für Bürgerin‐
nen und Bürger ist. Diese Studie untersucht explorativ und unter Beachtung der Normalisie‐
rungs- und Ausgleichsthese mit Resonanz- und Inhaltsanalysen, mit welchen Faktoren es zu‐
sammenhängt, ob Kandidatinnen und Kandidaten die Infoboxen nutzen und wie stark sich
veröffentlichte Inhalte innerhalb derselben Partei und über Parteigrenzen hinweg unter‐
scheiden. Mit einem automatisierten Screen-Scraping wurden die Inhalte aus den Google-
Infoboxen erfasst. 478 Kandidatinnen und Kandidaten haben das Tool genutzt. Sowohl auf
Ebene der Kandidatinnen und Kandidaten als auch auf Ebene der Parteien trifft die Norma‐
lisierungsthese zu: Wer stärker etabliert ist, bemüht sich stärker um Sichtbarkeit im Netz.
Inhaltlich zeigen sich Unterschiede beim Binnenpluralismus von Parteien und bei Schwer‐
punktsetzungen im Wahlkampf.
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Einleitung

Die politische Kommunikation im Internet wird von technischen Möglichkeiten zur Selbst‐
darstellung, die unter anderem Konzerne wie Google, Facebook oder Twitter bereitstellen,
maßgeblich beeinflusst. Zur Bundestagswahl 2017 bot die Suchmaschine Google Kandida‐
tinnen und Kandidaten die Möglichkeit, redaktionell zu ihrer eigenen Ergebnisseite beizutra‐
gen. Google hat damit erstmals aktiv mit einer eigenen, gesonderten Darstellung auf die
Wahlkampfkommunikation zu einer Bundestagswahl eingewirkt. Dies ist ergänzend zu dem
Einfluss, den Google schon allein durch die algorithmische Sortierung der Suchergebnisse
ausübt, zu betrachten.

Wurde nach dem Namen einer Kandidatin oder eines Kandidaten gesucht, erschienen in
den letzten Wochen vor der Bundestagswahl Infoboxen, die zur Selbstdarstellung und zur
Positionierung genutzt werden konnten. Hier konnten Kandidatinnen und Kandidaten ihren
politischen Grundsatz erklären und drei Prioritäten ihres Wahlkampfes benennen. Die Info‐
boxen waren ab dem 10.09.2017 auf den Suchergebnisseiten sichtbar und blieben bis zum
Wahltag am 24.09.2017 aktiv.

Mit dieser Studie soll explorativ herausgefunden werden, wie stark das Angebot von Kan‐
didatinnen und Kandidaten genutzt wurde. Hier ist relevant, ob es Unterschiede gibt, die durch
– eine realistische Chance auf Einzug in den Bundestag,
– den politischen Professionalisierungsgrad der Kandidatinnen und Kandidaten,
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– die Parteizugehörigkeit oder
– den Professionalisierungsgrad der Partei
zu begründen sind. Die erste Forschungsfrage lautet daher:

Mit welchen Faktoren hängt es zusammen, ob Kandidatinnen und Kandidaten die Info‐
boxen zur Selbstdarstellung und Positionierung nutzen?

Neben der Häufigkeit der Nutzung der Infoboxen durch die Kandidatinnen und Kandidaten
wird erfasst, wie stark die inhaltliche Übereinstimmung der Kandidatinnen und Kandidaten
auf verschiedenen Analyseebenen ist und welche Kernthemen sich skizzieren lassen. Das führt
zur zweiten Forschungsfrage:

Wie stark überschneiden sich die Grundsätze und Prioritäten zwischen Kandidatinnen
und Kandidaten innerhalb derselben Partei und über Parteigrenzen hinweg?

Suchergebnisseiten und Infoboxen

Suchmaschinen spielen eine wichtige Rolle für den Wissenserwerb in der Gesellschaft. Dies
zeigt sich anhand der Bedeutung der Suchmaschinen im Vergleich zu anderen Diensten des
Internets (Koch & Frees 2016), in ihrer massenhaften Nutzung (u. a. Internet Live Stats &
Statistic Brain Research Institute 2017) und in dem Vertrauen, das die User Suchmaschinen‐
ergebnissen entgegenbringen (Purcell, Brenner & Raine 2012; Westerwick 2013). Durch
Googles überwältigenden Marktanteil von mehr als 90 Prozent in den meisten europäischen
Ländern (European Commission 2017) kommt dieser Suchmaschine hier eine besondere Be‐
deutung zu. So ist die Google-Ergebnisseite häufig die erste Informationsquelle, wenn Bür‐
gerinnen und Bürger nach dem Namen einer Kandidatin oder eines Kandidaten suchen, um
sich zu informieren.

Google bot mit den Infoboxen allen 4.828 Kandidatinnen und Kandidaten zur Bundes‐
tagswahl 2017 die Möglichkeit, sich mit eigenen Kurztexten an prominenter Stelle auf der
ersten Ergebnisseite zum eigenen Namen darzustellen (vgl. Böhm 2017). So hatten diese die
Möglichkeit, einen eigenen Grundsatz in bis zu 500 Zeichen sowie drei inhaltliche politische
Prioritäten in jeweils bis zu 140 Zeichen zu formulieren. Die Inhalte wurden von der jeweiligen
Person veröffentlicht und von Google wörtlich eingebunden. Laut Medienberichterstattung
im Vorfeld der Veröffentlichung der Infoboxen waren die Kandidatinnen und Kandidaten beim
Inhalt frei, „solange ihre Botschaften nicht zum Beispiel volksverhetzend seien“ (Böhm
2017). Es war auch möglich, nur einen Teil der Infoboxen zu befüllen und beispielsweise nur
die Prioritäten anzugeben. Auf der in Abbildung 1 dargestellten Google-Ergebnisseite zeigen
sich in der linken Spalte die Sucherergebnisse, in der rechten Spalte die Basisinformationen
zur Person, die Wikipedia entnommen sind, sowie der von der Kandidatin oder vom Kandi‐
daten redaktionell eingepflegte Grundsatz und die Prioritäten.

Bei von einer Suchmaschine ermittelten Ergebnissen handelt es sich um eine „Zusam‐
menstellung von Suchergebnissen auf Basis einer Suchanfrage. Zu einer Suchanfrage können
mehrere Suchergebnisseiten ausgegeben werden, zwischen denen ein Nutzer blättern kann“
(Lewandowski 2018: 322). Auf den Suchergebnisseiten werden neben Bedien- und Naviga‐
tionselementen Suchergebnisse unterschiedlicher Typen angezeigt (Lewandowski 2018:
140ff.):
– Organische Ergebnisse: Aus dem Web-Index automatisch generierte Suchergebnisse. Das

Ranking der organischen Ergebnisse erfolgt für alle Dokumente zu gleichen Bedingungen.
– Textanzeigen: Bezahlte Anzeigen auf der Suchergebnisseite, die als Antwort auf eine

Suchanfrage ausgegeben werden und in ihrer Darstellung in der Regel einem organischen
Suchergebnis ähneln.
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– Universal-Search-Ergebnisse: Ergebnisse aus speziellen Kollektionen („vertikale Such‐
maschinen“, z. B. Nachrichten oder Bilder) und deren gemeinsame Darstellung mit an‐
deren Ergebnistypen auf der Suchergebnisseite.

– Knowledge-Graph-Ergebnisse: Zusammenstellung von Fakten in einem Container auf
einer Suchergebnisseite.

Beispielhafte Ergebnisseite mit Infobox vom 04.09.2017 (https://stadt-
bremerhaven.de/google-erweitert-digitalen-werkzeugkasten-zur-
bundestagswahl-2017/)

Diese Ergebnistypen unterscheiden sich nicht nur nach ihrer Darstellung, sondern auch nach
den Einflussmöglichkeiten, die Externe auf die Suchergebnisseiten von Google haben. Im Fall
von organischen Ergebnissen erfolgt eine externe Einflussnahme durch Methoden der Such‐
maschinenoptimierung (sog. Search Engine Optimization; SEO, s. Griesbaum 2013). Diese
bezieht sich auf die suchmaschinengerechte Erstellung von Inhalten, auf die Optimierung der
Struktur der eigenen Website sowie auf die Erstellung bzw. Beeinflussung von externer Re‐
putation (u. a. durch externe Links oder Likes in sozialen Medien).

Abbildung 1:
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Eine direkte Einflussnahme besteht bei den Textanzeigen (sog. Search Engine Advertis‐
ing; SEA, s. ebd.). In der Suchmaschine Google können alle Werbetreibenden im Rahmen
von Googles Ads-Richtlinien1 Textanzeigen erstellen. Die Reihung der Anzeigen erfolgt nach
den Geboten in einem Versteigerungsverfahren (Lewandowski 2018: 193); abgerechnet wird
pro Klick auf die entsprechende Anzeige. Eine starke Wirkung dieser Anzeigen kann einerseits
vermutet werden durch den Bezug der Anzeigen zur konkreten Suchanfrage des Users (d. h.
die Anzeigen sind thematisch relevant zur Suchanfrage), andererseits durch die Tatsache, dass
ein Großteil der User nicht in der Lage ist, organische Suchergebnisse sicher von Textanzeigen
zu unterscheiden (Lewandowski, Kerkmann, Rümmele & Sünkler 2018) und daher Anzeigen
in der Annahme angeklickt werden, es handle sich um reguläre Suchergebnisse.

Ein Einfluss auf die Universal-Search-Ergebnisse kann mittels Suchmaschinenoptimie‐
rung, nun allerdings für die hier angezeigten vertikalen Kollektionen, angenommen werden.
Beispielsweise werden Nachrichteninhalte speziell für Google News optimiert; die Ergebnisse
von Google News fließen allerdings über die Universal Search wiederum in Googles Standard-
Suchergebnisseiten ein (Lewandowski 2018: 277f.). Eine Besonderheit bilden die bezahlten
Universal-Search-Boxen, in denen Anzeigen unterschiedlicher Anbieter gezeigt werden. Ak‐
tuell ist dies bei Googles Shopping-Ergebnissen der Fall. Ein Einfluss besteht wie bei den
Textanzeigen über die Bezahlung der Anzeigen durch den Inhalteanbieter.

Bei den in dieser Studie untersuchten Ergebnissen handelt es sich um Knowledge-Graph-
Ergebnisse. Während die Ergebnisse bislang aus Inhalten von Wikipedia und Google-eigenen
Informationen (wie beispielsweise die aus dem Userverhalten ermittelten Vorschläge für ähn‐
liche Suchen) zusammengestellt wurden, stellen die Infoboxen zur Bundestagswahl insofern
eine Neuerung dar, als dass nun erstmals Externe unmittelbaren Einfluss auf die Ergebnis‐
darstellung erhalten.

Theoretischer Rahmen

Diese Studie beschäftigt sich damit, wie Politikerinnen und Politiker neue Kommunikations‐
instrumente nutzen, um Informationen an Bürgerinnen und Bürger zu vermitteln. Mit den
Google-Infoboxen verbreiten sie Informationen über ihre politischen Standpunkte und stellen
sich gleichzeitig selbst dar. Damit schaffen Politikerinnen und Politiker eine Hybridform
zwischen Informationsvermittlung und Selbstdarstellung. Diese ist in der politischen Online-
Kommunikation häufig zu betrachten (vgl. Utz 2009: 222), beispielsweise auf eigenen Face‐
book-Seiten. Hier können Politikerinnen und Politiker sowohl politische Informationen ver‐
mitteln als auch Impression Management betreiben und sich als Repräsentantinnen und Re‐
präsentanten zeigen, die am interaktiven Austausch mit Bürgerinnen und Bürgern interessiert
sind (vgl. Jackson & Lilleker 2011: 89ff.).

Die Informationsvermittlung via Google-Infoboxen folgt dem Top-Down-Ansatz. Die
Kampagnenführung steuert den Wahlkampf und behält damit die Kontrolle über Inhalte und
Botschaften (vgl. Merz & Rhein 2009: 55f.). Es wird einseitig von der Politik in Richtung der
Bürgerinnen und Bürger kommuniziert. Vor allem in diesem Punkt ist die Logik der Infoboxen
auf den Google-Ergebnisseiten nicht mit der von politischer Kommunikation in Sozialen On‐
line-Netzwerken vergleichbar (vgl. Hinz 2017b, 2017c). Soziale Online-Netzwerke sind user-
zentriert und ermöglichen sowohl community building als auch agenda building, während ein
Instrument wie die Google-Infoboxen themenzentriert ist und keine direkte Interaktion er‐
möglicht, sondern dem Verbreiten der eigenen politischen Agenda dient (vgl. Utz 2009: 223,
Hoffmann, Meckel & Suphan 2013: 20). Beide Möglichkeiten dienen allerdings neben der
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Selbstdarstellung demselben Zweck der politischen Positionierung und somit der Erfüllung
der Informationsfunktion im Netz (vgl. Gibson & Ward 2000; Hinz 2017b).

Da es sich bei den Google-Infoboxen um ein neues, spezifisches Phänomen des Online-
Wahlkampfes handelt, dient diese Studie der Exploration dieses Phänomens. Bestehende
theoretische Ansätze zur Erklärung der Online-Kommunikation von Politikerinnen und Po‐
litikern werden als mögliche Erklärungen hinzugezogen, um die Ergebnisse der Studie ent‐
sprechend einordnen zu können.

Individuelle Kommunikation von Politikerinnen und Politikern im Netz

Um eine möglichst große Zahl an potenziell interessierten Wählerinnen und Wählern zu er‐
reichen, stehen Politikerinnen und Politiker unter dem Druck, „in den unterschiedlichen
Kommunikationskanälen adäquat zu kommunizieren“ (Knaut 2010: 61). Politikerinnen und
Politiker können auf bestehende Angebote reagieren und diese für ihre Kommunikation nut‐
zen (vgl. Hinz 2017b: 62). Im Gegensatz zur Kommunikation in Sozialen Online-Netzwerken
wie Facebook und Twitter kann die Nutzung der Google-Infoboxen nicht primär darauf ab‐
zielen, Unterstützerinnen und Unterstützer langfristig zu binden. Im Fokus steht die über‐
sichtliche Information zur eigenen Person und zu politischen Standpunkten, wenn ein User
mit der Suchmaschine aktiv nach dem Namen einer Politikerin oder eines Politikers gesucht
hat.

Durch das Internet haben sich die Möglichkeiten für Politikerinnen und Politiker erweitert,
ohne Umwege über traditionelle Massenmedien Wählerinnen und Wähler zu erreichen. Er‐
gänzend zu traditionellen Gatekeepern und Intermediären, die Informationen journalistisch
aufbereiten (vgl. Neuberger et al. 2010: 13), sind Suchmaschinen und Soziale Online-Netz‐
werke heute ebenfalls als Intermediäre zu verstehen. Sie bereiten Inhalte auf, filtern und bün‐
deln diese für User (vgl. Schmidt 2017: 97f.). Im Gegensatz zu Gatekeepern traditioneller
Massenmedien beeinflusst Google in diesem Fall nicht die Inhalte, mit denen politische Ak‐
teure an die Öffentlichkeit durchdringen wollen. Google interpretiert und bewertet an dieser
Stelle nicht, sondern gibt den Rahmen vor, in dem sich Politikerinnen und Politiker dem
Publikum präsentieren. Somit fungiert die Suchmaschine als Intermediär zwischen dem Sen‐
der und Empfänger der Information.

Ziel der Selbstdarstellung von Politikerinnen und Politikern im Netz ist, ihre Bekanntheit
zu steigern, im Wahlkampf sichtbar zu sein (vgl. Kruikemeier 2013: 7) und die Deutungshoheit
über Inhalte zu bewahren, die über sie im Netz kursieren (Hoffmann, Meckel & Suphan 2013:
20). Letztlich ist die Bekanntheit ein Zwischenschritt auf dem Weg zum eigentlichen Ziel des
Wahlkampfes, nämlich dem Wahlerfolg, ob individuell für die eigene Person oder organisa‐
tionsbezogen für die eigene Partei. Bereits im Jahr 2009 wurde zu den US-Kongresswahlen
festgestellt, dass die Online-Präsenz von Kandidatinnen und Kandidaten positiv auf den
Wahlerfolg einwirkt (vgl. Wagner & Gainous 2009: 517). Auch zur Bundestagswahl 2013 in
Deutschland zeigten sich positive statistische Zusammenhänge zwischen der Online-Perfor‐
mance von Direktkandidatinnen und ‑kandidaten und ihrem Wahlerfolg (vgl. Hinz 2017a).

Die Wahrnehmung von Google in der Online-Kommunikation

Ein großer Teil der User sieht die Ergebnisse von Suchmaschinen als neutral und vertrauens‐
würdig an (Purcell et al. 2012). Über die Einflussmöglichkeiten durch Inhalteanbieter ist den
Usern in der Regel wenig bekannt. Daher ist davon auszugehen, dass User von Suchmaschinen
bei der Suche nach Informationen über bestimmte Personen oder Sachverhalte nicht damit
rechnen, eigens von der Person, nach der gesucht wurde, aufbereitete Informationen zu er‐
halten. Insofern bergen die Infoboxen, die prominent auf den Google-Ergebnisseiten präsen‐
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tiert werden, erst einmal einen Überraschungseffekt. Aufgrund der prominenten Platzierung
kann weiterhin davon ausgegangen werden, dass die Infoboxen auch deutlich wahrgenommen
werden. Bisherige Forschung fand vor allem mittels Klickanalysen und Eyetracking heraus,
dass erweiterte Darstellungen (bspw. die Präsentation „vertikaler Suchergebnisse“, die mit
Bildern oder weiteren Informationen angereichert sind) auf den Suchergebnisseiten die Blicke
– und in der Folge die Klicks – der User auf sich lenken und auch die unmittelbar neben diesen
auffälliger gestalteten Ergebnissen platzierten Ergebnisse davon profitieren (Wang et al.
2013). Dies lässt sich wahrscheinlich auf die Wahrnehmung von Knowledge-Graph-Ergeb‐
nissen übertragen, auch wenn Eyetracking-Studien dazu noch ausstehen. Weiterhin ist anzu‐
nehmen, dass User nicht davon ausgehen, dass es möglich ist, sich innerhalb der Knowledge-
Graph-Ergebnisse selbst darzustellen, da bisherige Knowledge-Graph-Ergebnisse organisch
(also unbezahlt) oder aber entsprechend markierte Anzeigen (so bei Google Shopping) sind.
Insgesamt kann von einer Verwirrung der User in Bezug auf die Zusammenstellung von
Suchergebnisseiten ausgegangen werden (vgl. Lewandowski 2016). Zu der Frage, ob die In‐
foboxen als eigene redaktionelle Inhalte der entsprechenden Politikerinnen und Politiker
wahrgenommen werden, liegt bislang keine empirische Evidenz vor.

Mögliche Erklärungsansätze zur Nutzung der Infoboxen

Unter medien- und politiktheoretischen Gesichtspunkten ist relevant, welche Politikerinnen
und Politiker die Google-Infoboxen inhaltlich befüllt haben und welche Gründe zur Nutzung
bzw. Nicht-Nutzung geführt haben können.

Ein Erklärungsansatz zur Nutzung der Infoboxen ist der Grad der Professionalisierung
einer Politikerin oder eines Politikers. Der Professionalisierungsgrad bezieht sich auf Merk‐
male der Verberuflichung (vgl. u. a. Detterbeck 2011: 195). Golsch erkennt eine „für profes‐
sionalisierte Berufe typische Dienstleistungsorientierung“ (Golsch 1998: 42). Berufspoliti‐
kerinnen und Berufspolitiker zeichne zudem aus, dass sie „die Politik sowohl finanziell als
auch das zeitliche Ausmaß betreffend zu [ihrer] Hauptbeschäftigung“ (Fettelschoß 2009: 32)
machen. Dies geht mit einem Bundestagsmandat einher. Es ist davon auszugehen, „dass Pro‐
fessionalisierung das kommunikative Handeln von Politikern beeinflusst“ (Hinz 2017b: 75).
Daher kann angenommen werden, dass Politikerinnen und Politiker mit einer realistischen
Chance auf Einzug in den Bundestag eher die Google-Infoboxen als Wahlkampfinstrument
nutzen als jene ohne eine realistische Chance.

Ebenso kann davon ausgegangen werden, dass Politikerinnen und Politiker von stärker
professionalisierten Parteien, so etwa Parteien, die letztlich in den Bundestag eingezogen sind,
eher von diesem Wahlkampfinstrument Gebrauch machen, weil die Partei als Organisation
das Nutzen möglichst vieler Kommunikationskanäle im Wahlkampf forciert. Tenscher sieht
in der Professionalisierung „den Zwang zur dauerhaften professionellen Selbstdarstellung und
Selbstinszenierung“ (Tenscher 2003: 130). Dieser Druck kann dazu führen, dass Politikerin‐
nen und Politiker entsprechend agieren. Professionalisierung kann sich damit sowohl auf der
Mikroebene der einzelnen Kandidatin bzw. des Kandidaten sowie auf der Mesoebene der
Partei zeigen.

Auf beiden Ebenen können Unterschiede im Kommunikationsverhalten auf Basis der
Normalisierungs- oder Ausgleichsthese begründet werden. Die Thesen formulieren zwei kon‐
träre Annahmen über die Entwicklung von Wahlkämpfen im Internet. Der Normalisierungs‐
these zufolge haben größere und stärker etablierte politische Akteure im Internet eine höhere
Präsenz und sind erfolgreicher in ihrer Kommunikation (vgl. Margolis, Resnick & Wolfe
1999: 28). Im Kontrast dazu besagt die Ausgleichsthese, dass sich gerade die Akteure, die
über weniger Ressourcen und massenmediale Präsenz verfügen, „die kostengünstigen Web‐
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funktionen zunutze machen und im Web somit Unterschiede hinsichtlich ihrer geringeren
öffentlichen Präsenz“ (Rußmann 2011: 140) verschwinden (vgl. auch Hinz 2017b: 16ff.).

Mit Bezug auf Partei-Websites wurden diese Thesen bereits lange vor der Etablierung des
Social Web in Inhalts- und Strukturanalysen überprüft (vgl. Margolis, Resnick & Wolfe 1999:
26). Bei Online-Wahlkämpfen von Parteien in Deutschland hat Schweitzer eine Normalisie‐
rung festgestellt und konstatiert, kleinere Parteien blieben „weit hinter den medialen Mög‐
lichkeiten der Online-Kommunikation zurück, obwohl gerade sie von den administrativen
und logistischen Vorzügen moderner Informationstechnologien besonders profitieren kön‐
nen“ (Schweitzer 2010: 217). Wenn die Chance auf Wahlerfolg einer Kandidatin oder eines
Kandidaten die Motivation zur Nutzung verschiedener Instrumente des Online-Wahlkampfes
positiv beeinflusst, ist zu erwarten, dass es negativ auf die Motivation wirkt, wenn eine Kan‐
didatin oder ein Kandidat bereits vor der Wahl davon ausgehen muss, nicht ins Parlament
einzuziehen. Ward, Lusoli und Gibson (2007: 218) fanden dazu heraus, dass Personen mit
höherer Chance auf Einzug ins Parlament häufiger im Online-Wahlkampf präsent sind als jene
mit geringerer Chance. Zittel und Gschwend (2008: 984) sind mit Bezug auf individualisierte
Wahlkämpfe im Wahlkreis bei einer Bundestagswahl zu vergleichbaren Ergebnissen gekom‐
men. Dies sind Anzeichen für eine Normalisierung und es zeigt sich, dass Kandidatinnen und
Kandidaten mit realistischer Chance auf ein Parlamentsmandat in ihrer Motivation zur Online-
Kommunikation im Wahlkampf von anderen abweichen. Laut GLES-Studie, in der Kandi‐
datinnen und Kandidaten regelmäßig vor Wahlen zu eigenen Motiven sowie Einschätzungen,
etwa zum Wahlausgang, befragt werden, schätzen diese ihre Erfolgschance auch bei voraus‐
sichtlichem Misserfolg gemeinhin realistisch ein (vgl. Roßteutscher et al. 2018: 14f.).

Obwohl Kandidatinnen und Kandidaten individuell kommunizieren, sind sie institutionell
in ihre Partei eingebunden. Normalisierung und Ausgleich können sich daher sowohl auf der
individuellen Ebene von Kandidatinnen und Kandidaten als auch auf der organisationsbezo‐
genen Ebene ihrer Parteien zeigen. Sie werden also bei ihrer Online-Kommunikation nicht
nur von eigenen personellen Charakteristika geleitet, sondern auch von Faktoren, die ihre
Partei als übergeordnete Organisation betreffen. Für beide Ebenen ist es relevant zu analy‐
sieren, welche Nutzungsdynamik sich bei einem Kommunikationsinstrument mit niedrigen
Zugangsbarrieren zeigt.

Neben der Frage, ob sie die Google-Infoboxen im Wahlkampf nutzen, stellt sich hier die
Frage, wie konsistent die veröffentlichten Inhalte mit denen anderer Kandidatinnen und Kan‐
didaten derselben Partei sind. Hieraus können Aussagen über die inhaltliche Bindungskraft
der Parteien als übergeordnete Organisationen (vgl. Ward et al. 2007) abgeleitet werden. Auch
über Parteien hinausgehend ist relevant, wie Themenfelder in den Google-Infoboxen strate‐
gisch besetzt werden und inwiefern zwischen den Kandidatinnen und Kandidaten verschie‐
dener Parteien eine inhaltliche Übereinstimmung herrscht.

Die folgenden explorativen empirischen Analysen knüpfen an diese theoretischen Ansätze
an.

Methode

Die Google-Infoboxen waren ab dem 10.09.2017, also zwei Wochen vor der Bundestagswahl,
für alle Kandidatinnen und Kandidaten befüllbar und blieben bis zum Wahltag am 24.09.2017
sichtbar.2 Um sie alle erreichen zu können, hat Google mit dpa-infocom, einer Tochter der

4.

2 Wie die Recherchen für diese Studie ergeben haben, wurden die Infoboxen nicht gleichzeitig für alle
User in Deutschland online geschaltet. Zudem konnten bestimmte Kandidatinnen und Kandidaten
früher als andere das Tool nutzen. Bereits am 29.08.2017 waren die Infoboxen von etlichen Spitzen-
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Nachrichtenagentur dpa, zusammengearbeitet, die die Politikerinnen und Politiker kontaktiert
hat (vgl. Gruber 2017). Die Texte in den Infoboxen konnten von Kandidatinnen und Kandi‐
daten jederzeit verändert werden. Daher wurden die Daten im Untersuchungseitraum zweimal
täglich (am Vormittag und am Abend) vor dem Wahltag erfasst, um die Steigerung der Re‐
sonanz sowie inhaltliche Anpassungen zu identifizieren.

Eine der wichtigsten Komponenten für die Erfassung der Daten ist der Suchmaschinen‐
scraper, der für die hier vorliegende Studie adaptiert wurde. Mittels Scraping können Inhalte
aus dem Quellcode von HTML-Dokumenten, im vorliegenden Fall der Suchergebnisseiten
von Google, automatisch ausgelesen werden. Für die vorliegende Studie haben wir Elemente
aus den in den letzten Jahren entwickelten Software-Tools Relevance Assessment Tool (au‐
tomatische Erfassung von Suchergebnisseiten; Lewandowski & Sünkler 2019a), AAPVL
(automatische Analyse von Web-Dokumenten u. a. mit Hilfe von Klassifikatoren; Sünkler et
al. 2019) und weiteren Analysekomponenten (Lewandowski & Sünkler 2019b) verwendet.
Anpassungen erfolgten in Hinblick auf die Identifizierung der Infoboxen und dem Auslesen
der für diese Studie relevanten Textabschnitte.

Mithilfe der Software wurden automatisch zweimal täglich Suchanfragen an Google ver‐
sendet, um die Daten aus den Infoboxen zu extrahieren. Abbildung 2 zeigt den Ablauf der
Datenerfassung, die in mehreren Schleifendurchläufen realisiert wurde. Die Ausgangsbasis
war dabei die offizielle Liste mit 4.828 Kandidatinnen und Kandidaten, die vom Bundes‐
wahlleiter zur Verfügung gestellt wurde. Die Liste enthielt die Namen sowie die jeweilige
Parteizugehörigkeit. Für die technische Verarbeitung wurden diese Daten extrahiert und in
einer Datenbank gespeichert. Dabei erhielt jede Person eine eindeutige Identifikationsnum‐
mer, damit sämtliche Informationen aus den Boxen korrekt zugeordnet werden konnten. Ein
kompletter Schleifendurchlauf betrug damit genau 4.828 Wiederholungen (ein Durchlauf pro
Kandidatin bzw. Kandidat). Im ersten Schritt wurde die Person ausgewählt und die zugehörige
Suchanfrage (Name der Kandidatin oder des Kandidaten) wurde im zweiten Schritt an Google
geschickt. Darauf folgend wurde der Quelltext der Suchergebnisse erfasst (Schritt 3) und auf
die typischen Merkmale einer Infobox geprüft (Schritt 4). Dieser Vorgang wird als Screen-
Scraping bezeichnet. Es handelt sich um eine technische Methode, um Inhalte aus Dokumen‐
ten zu extrahieren. Für diesen Anwendungsfall bedeutet dies, dass Informationen direkt aus
dem HTML-Quelltext der Suchergebnisseite (search engine result page, SERP) ausgelesen
und gespeichert werden. Dafür wurden HTML-Tags definiert, die die gewünschten Informa‐
tionen aus den Infoboxen enthalten. Die Methode des Scrapings erlaubt es Forschenden, die
gleichen Informationen zu gewinnen, die Suchmaschinennutzende nach dem Absenden einer
Anfrage von der Suchmaschine erhalten (Höchstötter & Lewandowski 2009).

Wenn keine Infobox erkannt wurde, wurde die Schleife mit der nächsten Kandidatin bzw.
dem nächsten Kandidaten aus der Datenbank fortgesetzt und die Schritte 2 bis 4 liefen für
diese Person durch. Wurden entsprechende Inhalte gefunden, wurden diese aus den Grund‐
sätzen und den Prioritäten extrahiert und gespeichert (Schritt 5). Der nächste Prüfschritt bezog
sich auf einen Abgleich, ob Veränderungen zu vorher gespeicherten Informationen aus der
Infobox vorliegen. Falls ja, wurden diese gesondert markiert. Falls nein, wurde die Schleife
mit einer weiteren Person fortgesetzt.

Der Forschungsgegenstand erlaubt sowohl eine resonanzanalytische als auch eine inhalts‐
analytische Betrachtung. Resonanzanalytisch wird die Akzeptanz der Infoboxen durch die
Kandidatinnen und Kandidaten untersucht, gemessen über die Nutzung sowie die Häufigkeit

politikerinnen und ‑politikern wie Angela Merkel für einige User sichtbar. Das belegen Screenshots
der Google-Ergebnisseite von diesem Datum. Wie Abbildung 1 zeigt, war auch die Infobox des SPD-
Kanzlerkandidaten Martin Schulz am 04.09.2017 für einige User sichtbar. Die Autoren dieser Studie
hingegen konnten die Infoboxen zu diesem Zeitpunkt noch nicht abrufen.
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von inhaltlichen Anpassungen. Die Daten wurden dabei aggregiert, um die genannten Aspekte
auch auf der Mesoebene der Partei zu analysieren.

Für die Inhaltsanalyse wurden die Texte aus den erfassten Prioritäten und Grundsätzen
deskriptiv ausgewertet. Diese Auswertung erfolgte direkt auf Basis des jeweils genutzten
Vokabulars und den Worthäufigkeiten ohne Wertung. Eine Einordnung der verwendeten Be‐
griffe, beispielweise durch die Nutzung von qualitativen Codierungsverfahren, wurde nicht
vorgenommen, da das Ziel der Inhaltsanalyse nicht darin bestand, eine Überprüfung der in‐
haltlichen Nähe beispielsweise anhand von Politikfeldern vorzunehmen.

Für die Transformation und die automatisierte Analyse wurde die freie Software für Da‐
tenanalyse KNIME3 eingesetzt. Zu den Transformationen gehörte die Entfernung sämtlicher
Stoppwörter und Satzzeichen, dadurch ergaben sich 10.956 Terme in den Grundsätzen
und 10.918 Terme in den Prioritäten, die die Datenbasis für die Inhaltsanalyse bildeten.

Die Inhaltsanalyse der Grundsätze und Prioritäten erfolgte anhand der folgenden größ‐
tenteils automatisierten Schritte:
1. Ermittlung der Unterschiede in den Grundsätzen und Prioritäten in den Scrapingzeiträu‐

men: Haben Kandidatinnen und Kandidaten Änderungen vorgenommen oder auch bei‐
spielsweise Prioritäten ergänzt, um so auch auf öffentlich diskutierte Themen zeitnah zu
reagieren?

Abbildung 2: Ablauf der Datenerfassung

3 https://www.knime.com/ [30.03.2020].
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2. Bestimmung der Worthäufigkeiten in den Grundsätzen und Prioritäten der einzelnen Kan‐
didatinnen und Kandidaten: Was waren die genutzten Top-Begriffe in den Grundsätzen
und Prioritäten?

3. Manuelle Analyse der meistgenutzten Substantive bei den unterschiedlichen Parteien:
Welche Themenschwerpunkte wurden in den Parteien gesetzt?

4. Messung der Überschneidung der genannten Begriffe innerhalb einer Partei: Wie konsis‐
tent sind die Kandidatinnen und Kandidaten in ihrer Begriffswahl?

5. Vergleich der Top-Begriffe mit anderen Parteien zum Messen der thematischen Über‐
schneidungen: Welche Gemeinsamkeiten ergeben sich auf dieser Ebene anhand der
Grundsätze und Prioritäten? Nutzen beispielsweise konservative oder liberale Parteien
ein ähnliches Vokabular?

Ergebnisse

Bis zum Tag der Bundestagswahl am 24.09.2017 haben 478 der 4.828 Kandidatinnen und
Kandidaten die Infoboxen redaktionell befüllt. Dies entspricht einem Anteil von 9,9 Prozent.
Der Anteil, der Prioritäten angegeben hat, ist mit 9,5 Prozent (460 Personen) geringfügig höher
als der Anteil, der Grundsätze angegeben hat (9,4 % bzw. 452 Personen).

Ergebnisse zur Nutzung der Infoboxen

Innerhalb der zwei Wochen von der Online-Schaltung der Boxen bis zum Wahltag haben 28,9
Prozent (absolut 205) der Kandidatinnen und Kandidaten, die in den Bundestag eingezogen
sind, die Infoboxen befüllt (d. h. sie haben zumindest Prioritäten oder einen Grundsatz ange‐
geben). 27,8 Prozent haben inhaltliche Prioritäten veröffentlicht; einen persönlichen Grund‐
satz haben 27,2 Prozent der in den Bundestag eingezogenen Kandidatinnen und Kandidaten
angegeben.

Von den 4.119 Personen, die zwar für den Bundestag kandidiert haben, aber kein Mandat
erringen konnten, haben nur 273, also 6,6 Prozent die Infoboxen befüllt. 6,3 Prozent haben
Grundsätze und 6,4 Prozent haben Prioritäten angegeben.

Wenn man davon ausgeht, dass Kandidatinnen und Kandidaten ihre Chance auf Wahler‐
folg meist realistisch einschätzen (vgl. Roßteutscher et al. 2018: 14f.), wird deutlich, dass
viele gerade durch die Aussicht auf den Erfolg davon angetrieben werden, die Google-Info‐
boxen als Wahlkampfinstrument zu nutzen. Wer keine Aussicht auf Erfolg hat, nutzt dieses
Instrument weitaus seltener. Darüber hinaus kann angenommen werden, dass Kandidatinnen
und Kandidaten, die weniger professionalisiert sind und womöglich auch über keinen Stab an
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern verfügen, innerhalb des kurzen Zeitraumes von 14 Tagen
vor der Bundestagswahl die Möglichkeit nicht wahrgenommen haben, die Google-Infoboxen
befüllen zu können.

In diesem Fall trifft die Normalisierungsthese auf der individuellen Ebene zu: Kräftever‐
hältnisse, die außerhalb des Internets festzustellen sind, zeigen sich auch bei der Ausnutzung
von Möglichkeiten der Selbstdarstellung im Netz. Wer letztlich in den Bundestag eingezogen
ist, nutzt häufiger die Möglichkeit aus, sich in Google-Infoboxen zu präsentieren.

Beim Blick auf die Mesoebene der Parteien (Abbildung 3) zeigt sich Folgendes: Von den
42 Parteien, die zur Bundestagswahl 2017 zugelassen waren, haben Kandidatinnen und Kan‐
didaten von 18 Parteien Inhalte in den Google-Infoboxen hinterlegt. Die Höchstwerte liegen
bei der SPD mit 21,3 Prozent (102 Personen) und bei der CDU mit 21,0 Prozent (100 Perso‐
nen).

5.
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Knapp dahinter rangieren die Piratenpartei und die Grünen, von denen jeweils 19,4 Prozent
der Kandidatinnen und Kandidaten die Infoboxen befüllt haben. Von der neu in den Bundestag
eingezogenen AfD haben 6,2 Prozent die Infoboxen genutzt.

Anteile der Kandidatinnen und Kandidaten, die Grundsätze und Prioritäten
angegeben haben, nach Partei

Auch bei den Parteien lässt sich eine deutliche Trennung nach realistischer Chance auf Einzug
in den Bundestag erkennen. Es zeigt sich eine Normalisierung: Stärker etablierte Parteien sind
in den Google-Infoboxen sichtbarer als unbekanntere und kleinere Parteien. Wie bei der Pro‐
fessionalisierung von Kandidatinnen und Kandidaten auf der Mikroebene ist hier anzuneh‐
men, dass Parteien mit einem stärkeren Professionalisierungsgrad durch ihre Vernetzung
schneller das Wissen über die Möglichkeit zur Befüllung der Infoboxen durch die parteiinterne
Kommunikation verbreiten konnten. Dass Vertreterinnen und Vertreter von Parteien ohne
realistische Aussicht auf Einzug in den Bundestag die Infoboxen weitaus seltener genutzt
haben, kann an ineffektiven internen Kommunikationswegen innerhalb der Parteien liegen.
Es kann aber auch spekuliert werden, dass das Interesse zur Nutzung der Google-Infoboxen
auf der individuellen Ebene nicht vorhanden war, oder aber, dass Parteien ihren Kandidatinnen
und Kandidaten explizit von der Nutzung abgeraten haben.

Bei der zeitlichen Entwicklung der Befüllung zwischen dem 10. und dem 24. September
soll der Blick für die folgende Analyse nur auf Kandidatinnen und Kandidaten jener Parteien
gerichtet werden, die in den Bundestag eingezogen sind: Kandidatinnen und Kandidaten von
CDU, SPD und den Grünen bildeten vom Beginn des Untersuchungszeitraumes bis zu dessen
Abschluss durchgängig den höchsten Anteil derer, die das Angebot genutzt haben. In den
letzten Tagen vor der Bundestagswahl bildeten sich zwei Gruppen heraus, die eng beieinan‐
derlagen. Neben CDU, SPD und den Grünen, die zwischen 18,1 Prozent (Angabe von Grund‐
sätzen bei den Grünen) und 20,8 Prozent (Angabe von Prioritäten bei der CDU) lagen, ran‐
gierten die übrigen Parteien FDP, Linke, CSU und AfD weit dahinter. Deren Kandidatinnen
und Kandidaten haben zu Anteilen von 5,9 Prozent (Angabe von Prioritäten bei der AfD)

Abbildung 3:
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bis 12,3 Prozent (Angabe von Prioritäten bei der FDP) erheblich seltener auf Google-Info‐
boxen als Wahlkampfinstrument zurückgegriffen.

Auch an der relationalen Entwicklung zeigt sich deutlich eine Normalisierung. Während
Kleinparteien, die nicht in den Bundestag eingezogen sind, hier ohnehin kaum vertreten wa‐
ren, bilden sich in gewissem Maße auch die Kräfteverhältnisse innerhalb des Bundestages in
der Nutzung der Infoboxen ab. Kandidatinnen und Kandidaten von CDU und SPD, die vor
der Bundestagswahl und auch danach an der Bundesregierung beteiligt waren, haben am
stärksten von Google-Infoboxen Gebrauch gemacht, um eigene Inhalte im Wahlkampf auf
den Ergebnisseiten der Suchmaschine zu platzieren. Bei den Kandidatinnen und Kandidaten
der an der Bundesregierung beteiligten CSU ist dies nicht festzustellen. Zwar ist der Anteil
der Kandidatinnen und Kandidaten der CSU, die die Google-Infoboxen genutzt haben, zwi‐
schen dem 12.09. und dem 15.09. stark angestiegen, allerdings stagnierte der Anteil dann
lange und stieg erst vier Tage vor der Bundestagswahl auf 10 Prozent an.

Generell zeigt sich, dass bedeutende relative Steigerungen häufig bei mehreren Parteien
zeitgleich auftreten. Die Daten lassen annehmen, dass die Information über die Existenz der
Google-Infoboxen und eine mögliche Empfehlung zu deren Nutzung bei den Parteien zu
ähnlichen Zeitpunkten verbreitet wurde. Dies spricht für vergleichbar effektive Kommunika‐
tionsabläufe innerhalb der Parteien.

Dass nur ein geringer Anteil der Kandidatinnen und Kandidaten der AfD die Google-
Infoboxen im Bundestagswahlkampf genutzt hat, ist insofern bemerkenswert, als dass diese
Partei in der öffentlichen Debatte häufig als eine Partei gewähnt wird, die in Opposition zum
politischen System sowie zum Mediensystem steht (vgl. Gäbler 2018: 30). Die Kandidatinnen
und Kandidaten nutzten nur in geringem Umfang die Möglichkeit der Google-Infoboxen,
unvermittelt und über journalistische Gatekeeper hinweg Inhalte an potenziell Interessierte
zu vermitteln. Dies ist ein deutliches Indiz gegen das Zutreffen der Ausgleichsthese.

Unterschiede in der Nutzung der Infoboxen zeigen sich begründet durch Parteigröße und
Professionalisierungsgrad.

Ergebnisse zu den Inhalten der Infoboxen

Es war Kandidatinnen und Kandidaten jederzeit möglich, die Inhalte der Infoboxen zu ver‐
ändern. Nach erstmaliger Befüllung wurden von 5,7 Prozent (27 Personen) inhaltliche An‐
passungen vorgenommen. Eine dynamische inhaltliche Befüllung ließ sich also nicht fest‐
stellen. Bei der Betrachtung, welche Inhalte über die Google-Infoboxen transportiert wurden,
fokussieren wir uns auf Kandidatinnen und Kandidaten von Parteien, die nach der Bundes‐
tagswahl 2017 ins Parlament eingezogen sind. Das Kerninteresse liegt darin herauszufinden,
– wie stark die inhaltlichen Überschneidungen von Kandidatinnen und Kandidaten dersel‐

ben Partei sind,
– wie hoch die inhaltliche Übereinstimmung zwischen der Angabe von Grundsätzen und

Prioritäten bei denselben Personen sind,
– wie stark sich Kandidatinnen und Kandidaten unterschiedlicher Parteien bei der Angabe

von politischen Grundsätzen inhaltlich überschneiden.
Bei Kandidatinnen und Kandidaten aller Parteien lassen sich in den Begriffen, die am häu‐
figsten verwendet wurden, Muster erkennen, die auf den politischen Fokus der jeweiligen
Partei hindeuten (Tabelle 1).

Für die Feststellung der inhaltlichen Übereinstimmungen innerhalb ihrer Partei haben wir
betrachtet, wie hoch der Anteil der Kandidatinnen und Kandidaten ist, der einen der 20 Top-
Begriffe in seinem Grundsatz oder in seinen Prioritäten verwendet hat. Die Analyse gibt Auf‐
schluss über den inhaltlichen Binnenpluralismus innerhalb einer Partei und über die Breite
der Themen, die von Kandidatinnen und Kandidaten im Wahlkampf für relevant erachtet
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Tabelle 1: Meistgenutzte Substantive (Top 3) in den Grundsätzen und Prioritäten (nach
Parteien). Prozentwerte benennen den Anteil der Kandidatinnen und
Kandidaten, die den jeweiligen Begriff genutzt haben.

Meistgenutzte Substantive AfD
Grundsatz (N=81) Prioritäten (N=96)
Deutschland (16,1 %) Sicherheit (9,4 %)
Bürger (11,1 %) Bürger (8,3 %)
Land, Politik, Sicherheit (je 7,4 %) Demokratie, Grenzen (je 7,3 %)

Meistgenutzte Substantive CDU
Grundsatz (N=383) Prioritäten (N=389)
Deutschland (10,4 %) Familien (13,1 %)
Land (7,3 %) Sicherheit (10,0 %)
Zukunft (7,3 %) Wirtschaft (8,7 %)

Meistgenutzte Substantive CSU
Grundsatz (N=41) Prioritäten (N=46)
Sicherheit (19,5 %) Sicherheit (15,2 %)
Stabilität (12,2 %) Familien (13,0 %)
Bayern (7,3 %) Bürger (8,7 %)

Meistgenutzte Substantive Die Linke
Grundsatz (N=147) Prioritäten (N=169)
Gesellschaft (11,6 %) Frieden (8,3 %)
Politik (8,2 %) Arbeit (7,7 %)
Land (6,8 %) Mindestlohn, Rente (je 7,1 %)

Meistgenutzte Substantive FDP
Grundsatz (N=150) Prioritäten (N=164)
Deutschland (13,3 %) Bildung (17,7 %)
Digitalisierung (10,0 %) Digitalisierung (10,4 %)
Chancen, Politik (je 8,0 %) Bürger (6,1 %)

Meistgenutzte Substantive Grüne
Grundsatz (N=213) Prioritäten (N=221)
Zukunft (10,3 %) Klimaschutz (9,1 %)
Klimaschutz (8,5 %) Europa (8,1 %)
Umwelt (8,0 %) Landwirtschaft (8,1 %)

Meistgenutzte Substantive SPD
Grundsatz (N=377) Prioritäten (N=424)
Leben (8,8 %) Bildung (13,9 %)
Politik (8,8 %) Arbeit (9,0 %)
Arbeit (7,2 %) Rente (7,3 %)

M&K 68. Jahrgang 1-2/2020

106
https://doi.org/10.5771/1615-634X-2020-1-2-94 https://www.inlibra.com/de/agb - Open Access - 

https://doi.org/10.5771/1615-634X-2020-1-2-94
https://www.inlibra.com/de/agb
https://creativecommons.org/licenses/by/4.0/


werden. Bei den genutzten Top-Begriffen liegen die Übereinstimmungen der Kandidatinnen
und Kandidaten der Parteien bei Werten zwischen 15,2 Prozent und 25,6 Prozent. Sowohl bei
Grundsätzen als auch bei Prioritäten zeigen sich bei der CSU mit 22,8 bzw. 25,6 Prozent die
größten inhaltlichen Übereinstimmungen. Dies lässt auf ein im Vergleich zu den anderen Par‐
teien enges vermitteltes Themenspektrum im Bundestagswahlkampf sowie auf eine hohe in‐
haltliche Bindungskraft innerhalb der Partei schließen. Die geringste inhaltliche Überein‐
stimmung zeigt sich bei den Grünen. Die Werte liegen hier bei 15,2 Prozent bei den Grund‐
sätzen und 15,8 Prozent bei den Prioritäten.

Da die Werte zwischen den Parteien nicht sehr deutlich variieren, lässt sich die Stärke der
inhaltlichen Übereinstimmung nicht durch Parteigröße oder andere Faktoren, wie die politi‐
sche Ausrichtung, begründen. Auch Bezüge zur Normalisierungs- oder Ausgleichsthese las‐
sen sich bezogen auf die vermittelten Inhalte nicht herstellen.

Die inhaltliche Übereinstimmung zwischen dem Grundsatz und den Prioritäten derselben
Personen liegt für die Parteien, die in den Bundestag eingezogen sind, durchschnittlich bei
28,1 Prozent. Bei der Linkspartei zeigt sich die vergleichsweise höchste Übereinstimmung.
36,8 Prozent der Begriffe, die Personen bei den Prioritäten nutzen, tauchen auch in den
Grundsatztexten derselben Person auf. Knapp dahinter rangieren die SPD mit 35,4 und die
CDU mit 35,1 Prozent Übereinstimmung. Bei der CSU, bei der eine vergleichsweise geringe
inhaltliche Binnenpluralität vorlag, zeigt sich hier wiederum eine hohe Pluralität, was die
vermittelten Inhalte bei Grundsätzen und Prioritäten betrifft: Mit 11,6 Prozent Übereinstim‐
mung ist dies der geringste Wert der Bundestagsparteien. Bei den Grundsätzen und Prioritäten
derselben Personen schwanken die Werte zwischen den Parteien stark, was für ein bewusstes
kommunikativ-strategisches Vorgehen auf der organisationsbezogenen Ebene spricht – mal
zu einem inhaltlich konsistenten Auftreten, mal zu einer bewussten Abdeckung verschiedener
Themenfelder.

Um herauszufinden, wie die inhaltlichen Übereinstimmungen der Grundsätze von Kan‐
didatinnen und Kandidaten verschiedener Parteien sind, betrachten wir jeweils die Top 20 der
verwendeten Begriffe nach Partei. Wir suchen innerhalb der Grundsätze explorativ nach in‐
haltlichen Mustern.

Auf der Aggregatebene aller Kandidatinnen und Kandidaten von Parteien, die nach der
Bundestagswahl 2017 in den Bundestag eingezogen sind, zeigen sich Übereinstimmungen in
den 20 meistgenutzten Begriffen in Größenordnungen von 15 bis 60 Prozent (Tabelle 2). Die
größten Überschneidungen finden sich in den Grundsätzen zwischen CDU und SPD mit einem
Wert von 60 Prozent. Das bedeutet, dass 60 Prozent der Top-20-Begriffe, die Kandidatinnen
und Kandidaten der CDU verwenden, auch bei der SPD unter den Top-20-Begriffen rangieren.
Der geringste Wert an Übereinstimmungen zeigt sich zwischen CSU und AfD sowie zwischen
CSU und Linkspartei. Die Übereinstimmung der genutzten Begriffe liegt jeweils bei 15 Pro‐
zent.

Inhaltliche Übereinstimmung der Top-Begriffe (Top 20) zwischen Parteien

 AfD CDU CSU DIE LINKE FDP GRÜNE SPD

AfD – 30 % 15 % 20 % 30 % 20 % 25 %
CDU 30 % – 25 % 25 % 35 % 35 % 60 %
CSU 15 % 25 % – 15 % 30 % 25 % 30 %
DIE LINKE 20 % 25 % 15 % – 25 % 40 % 40 %
FDP 30 % 45 % 30 % 25 % – 35 % 45 %
GRÜNE 20 % 35 % 35 % 40 % 35 % – 45 %
SPD 25 % 60 % 30 % 40 % 45 % 45 % –

Tabelle 2:
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Die inhaltliche Übereinstimmung zwischen den genutzten Top-Begriffen bedeutet nicht
zwangsläufig eine inhaltliche Nähe oder Distanz. Sie lässt vielmehr Aussagen über die in‐
haltliche Schwerpunktsetzung und das Agenda Setting der Parteien zu. Während unter den
Top-20-Begriffen der Grünen überproportional viele Begriffe aus der Umweltpolitik genannt
werden (z. B. Klimaschutz, Umwelt), bedient die FDP Innovations- und Bildungsthemen (z. B.
Digitalisierung, Schulen) und die CSU bezieht sich stark auf das eigene Bundesland (z. B.
Bayern, Region).

Fazit

Ziel dieser Studie war es, mit den Google-Infoboxen zur Bundestagswahl 2017 ein neues
individuelles Wahlkampfinstrument für Kandidatinnen und Kandidaten als Forschungsfeld
explorativ zu erfassen. Sowohl für den Suchmaschinenanbieter Google als auch für Kandi‐
datinnen und Kandidaten stellten die Infoboxen einen Paradigmenwechsel dar: für Google,
weil das Unternehmen es Dritten erstmals unentgeltlich ermöglichte, eigene redaktionelle
Beiträge auf der Ergebnisseite zu veröffentlichen, und für Kandidatinnen und Kandidaten, da
diese auf einer Ergebnisseite einer Suchmaschine direkt mit eigenen Inhalten und in eigenen
Worten zu Suchmaschinenusern durchdringen konnten. So wurden letztlich potenzielle Wäh‐
lerinnen und Wähler erreicht.

Bei der Nutzung der Infoboxen zeigen sich klare Unterschiede nach dem Professionali‐
sierungsgrad der Kandidatinnen und Kandidaten. Von den in den Bundestag eingezogenen
Personen haben mehr als viermal so viele die Boxen gefüllt wie Personen, die nicht eingezogen
sind. Die Niedrigschwelligkeit des Angebots und der geringe zeitliche Aufwand, die Infobo‐
xen zu befüllen, konnten nicht dazu beitragen, auch viele Kandidatinnen und Kandidaten ohne
Erfolgsaussicht zur Nutzung zu bewegen. Selbst wenn nicht mit einem eigenen Erfolg zu
rechnen ist, können auf diese Weise die Inhalte der eigenen Partei vermittelt werden, was
wiederum eigene politische Standpunkte bekannter machen kann.

Gleiches zeigt sich auf der Ebene der Parteien: Kandidatinnen und Kandidaten von Par‐
teien mit realistischer Chance auf Einzug in den Bundestag, also solche, die bereits in der
vergangenen Legislaturperiode im Parlament vertreten waren, und solche, die auf Basis de‐
moskopischer Daten mit einem Einzug rechnen durften, zeigen eine deutlich höhere Präsenz
als Kandidatinnen und Kandidaten der übrigen Parteien. Die Regierungsparteien CDU und
SPD sowie die oppositionellen Grünen haben die höchsten Nutzungsanteile zu verzeichnen.

Es zeigt sich sowohl auf der Mikroebene der Kandidatinnen und Kandidaten als auch auf
der Mesoebene der Parteien eine Normalisierung. Wer stärker etabliert und professionalisiert
ist, bemüht sich stärker um Sichtbarkeit im Netz. Der bereits benannte Druck von stärker
etablierten Politikerinnen und Politikern zur dauerhaften professionellen Selbstdarstellung
und Selbstinszenierung zeigt sich auch hier.

Neben der Frage, welche Kandidatinnen und Kandidaten sich in den Google-Infoboxen
darstellten, zielte diese Studie auch darauf ab zu erfahren, welche Themen diese bedienten.
Beim Blick auf inhaltliche Überschneidungen zwischen Kandidatinnen und Kandidaten der‐
selben Partei lassen sich keine Muster, etwa hinsichtlich der Parteigröße, erkennen. Dennoch
ist auffällig, dass die größte inhaltliche Bindungskraft und damit die geringste Binnenpluralität
bei der CSU festzustellen ist. Die geringsten internen Übereinstimmungen zeigen sich bei den
Grünen. Deren Kandidatinnen und Kandidaten verwenden vergleichsweise selten dieselben
Begriffe. Bei der Überprüfung, wie häufig Kandidatinnen und Kandidaten bei der Angabe
ihrer Standpunkte und ihrer Prioritäten die gleichen Worte verwenden, fiel auf, dass jene der
Linken, dicht gefolgt von SPD und CDU, am häufigsten gleiche Begriffe für beide Texte
nutzen.

6.
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Im Gegensatz zur internen Binnenpluralität zeigt sich die geringste Übereinstimmung der
Begriffe bei Grundsätzen und Prioritäten bei der CSU. Eine hohe Überschneidung ist ein Indiz
für das Ziel, eine stringente Geschichte mit der Selbstdarstellung in den Infoboxen zu erzählen,
während eine geringe Übereinstimmung dafür spricht, grundsätzliche Fragen bewusst von den
konkreten politischen Forderungen bzw. Prioritäten zu trennen. Neue Wahlkampfinstrumente
werden ohne vorhandene Erfahrungswerte unterschiedlich von Kandidatinnen und Kandida‐
ten verschiedener Parteien genutzt. Kommunikationsstrategische Unterschiede werden hier
sichtbar.

Die begrifflichen Übereinstimmungen zwischen Kandidatinnen und Kandidaten verschie‐
dener Parteien ermöglichen keine validen Schlüsse zu einer möglichen inhaltlichen Nähe. Sie
lassen jedoch Aussagen über die inhaltlichen Schwerpunktsetzungen der Parteien im Wahl‐
kampf zu. Diese sind unabhängig von den politischen Ansichten oder Forderungen zu ver‐
stehen.

Zur inhaltlichen Analyse der formulierten Grundsätze und Prioritäten in den Google-In‐
foboxen ist festzuhalten, dass diese nur eine limitierte Aussagekraft haben kann. Um weiter‐
gehende Erkenntnisse zu den vermittelten Inhalten und inhaltlichen Übereinstimmungen zu
erlangen, wären entweder tiefergehende quantitative Inhaltsanalysen auf Basis eines kom‐
plexen Codebuchs oder aber qualitative Inhaltsanalysen nötig.

Besonders bei den Analysen zur Resonanz von Kandidatinnen und Kandidaten auf die
Google-Infoboxen lässt sich zur Forschungsfrage resümieren, dass es nicht nur eine Rolle
spielt, welche Faktoren mit der Nutzung zusammenhängen, sondern in welcher Art und Weise
sie dies tun. In den Analysen zeigen sich deutliche Hinweise auf eine Normalisierung und
damit auf eine hervorgehobene Stellung ohnehin etablierter politischer Akteure bei der Nut‐
zung der Google-Infoboxen. Dies deckt sich mit Beobachtungen aus verschiedenen Online-
Wahlkämpfen von Kandidatinnen und Kandidaten zu Bundestagswahlen.

Aus dem Aufkommen neuer Instrumente des Online-Wahlkampfes und aus den Ergeb‐
nissen dieser Studie ergeben sich Aufgaben für die Politikwissenschaft und die Kommunika‐
tionswissenschaft: Sie sollten ihre Forschung weiterhin stark an technischen Entwicklungen
der politischen Kommunikation ausrichten und die technische Komponente von unterschied‐
lichen Zugängen stärker und weniger stark etablierter Akteure analysieren. Das Auftreten von
Normalisierung und Ausgleich ist nicht manifest, sondern kann sich bei unterschiedlichen
technischen Begebenheiten auf verschiedene Weisen zeigen. Welche neuen Kommunikati‐
onsinstrumente im Wahlkampf genutzt werden, muss immer unter Berücksichtigung der Frage
analysiert werden, wie etabliert die nutzenden politischen Akteure sind. Im Fall der Google-
Infoboxen lässt sich kein Ausgleich und damit auch keine stärkere Demokratisierung in der
politischen Online-Kommunikation feststellen. Es muss jeweils an konkreten Kommunika‐
tionsinstrumenten mehr darüber herausgefunden werden, aus welchem Grund marginale und
nicht-etablierte politische Akteure niedrigschwellige Angebote zur Wahlkampfkommunika‐
tion seltener nutzen als etablierte. Im Fall der Google-Infoboxen lässt sich die Nicht-Nutzung
nicht durch fehlende Ressourcen oder technisches Verständnis begründen. Als Erklärung kann
vielmehr die Professionalisierung auf individueller und organisationsbezogener Ebene die‐
nen. Nur wenn bekannt ist, welche Faktoren die Zugänge zur Öffentlichkeit hemmen, können
daraus auch Rückschlüsse gezogen werden.

Die vorliegende Studie hat sich explizit mit den Sendern der Kommunikation, mit den
Kandidatinnen und Kandidaten der Parteien, beschäftigt und sich bei der Betrachtung mög‐
licher unabhängiger Variablen zu deren Nutzung auf wenige Faktoren der individuellen Ebene
und der Parteiebene beschränkt. Dies bildet nur einen Teilaspekt der Relevanz der Google-
Infoboxen ab. Wir wissen zudem nicht, wie stark das Angebot von Internetusern wahrge‐
nommen wurde und ob User überhaupt erkennen konnten, dass es sich bei den Texten um
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redaktionelle Beiträge der jeweiligen Kandidatinnen und Kandidaten handelte. Um das Ins‐
trument, auch hinsichtlich von Transparenz der Ergebnisdarstellung und Legitimität, tiefer‐
gehend einordnen zu können, muss die Userseite betrachtet werden.

Neben der politisch-kommunikativen Komponente haben die Google-Infoboxen eine
technische Bewandtnis, die in dieser Studie nur ausschnittweise gezeigt werden konnte: Dass
Kandidatinnen und Kandidaten sich in den Google-Infoboxen präsentieren konnten, stellt
auch insofern ein Novum dar, als dass damit ein direkter Einfluss auf die Suchergebnisse von
außen möglich wurde. Es ist vorstellbar, dass nun auch andere Personen, Unternehmen oder
Institutionen einen solchen Zugang zu den Suchergebnisseiten begehren, insbesondere wenn
sie sich in der bisherigen Ergebnisdarstellung nicht angemessen repräsentiert sehen. Ob dies
zu einer generellen Öffnung der Google-Suchergebnisseiten für Dritte führen wird, bleibt
abzuwarten.

In dieser Studie wurden nur die Infoboxen untersucht, nicht die kompletten Suchergeb‐
nisseiten. So wurde nur ein Ausschnitt aus dem, was User bei ihrer Suche nach Kandidatinnen
und Kandidaten der Bundestagswahl 2017 auf den Suchergebnisseiten zu sehen bekamen,
berücksichtigt. Künftige Studien sollten die kompletten Suchergebnisseiten mit all ihren
Suchergebnistypen einbeziehen. Zudem sollten sie einbeziehen, dass in den dargestellten In‐
halten eine Vermischung der von Google erstellten Inhalte innerhalb der Infoboxen („Grund‐
daten“ aus Wikipedia sowie Vorschläge auf der Basis von Suchhäufigkeiten) mit von Kandi‐
datinnen und Kandidaten selbst erstellten Informationen vorliegt. Die Wirkung auf Rezipi‐
entinnen und Rezipienten muss auch hier weiter betrachtet werden. Methodische Ansätze zur
automatischen Erfassung der Ergebnisse und ihrer Auswertung liegen vor (z. B. Lewandowski
& Sünkler 2019b) und könnten für den Anwendungsfall der politischen Inhalte auf den Such‐
ergebnisseiten adaptiert werden.
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